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SPRECHZETTEL 

Jahrespresskonferenz 8. Mai 2018 

 

Herzlich willkommen zu unserer 

Jahrespressekonferenz.  

Wir feiern in diesem Jahr unser 20-jähriges Jubiläum.  

Die Bundesnetzagentur wurde 1998 als 

Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post 

gegründet.  

Heute sind wir die zentrale Infrastrukturbehörde in 

Deutschland. Wir gestalten die Zukunft der zentralen 

Infrastrukturen in Deutschland. 

 

Telekommunikation 

Marktentwicklung 

Seit 20 Jahren erheben wir umfangreiches 

Datenmaterial zur Entwicklung des 

Telekommunikationsmarktes.  Deswegen beginnt die 

Pressekonferenz traditionell mit einigen Zahlen zur 

Marktentwicklung im Telekommunikationssektor. 
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Eine zentrale Entwicklung ist, dass das Datenvolumen 

in Fest- und Mobilfunknetzen erneut rasant anstieg. 

Der Trend ist überhaupt nicht neu, das Maß aber 

durchaus erwähnenswert. 

Bis Ende 2016 betrug das im Festnetz erzeugte 

Datenvolumen rund 28 Mrd.GB. Vorläufige 

Berechnungen prognostizieren bis Ende 2017 ein 

Gesamtvolumen von etwa 33 Mrd. GB. Dies würde 

einem durchschnittlichen Datenvolumen pro 

Breitbandanschluss und Monat von über 80 GB 

entsprechen.  

Das mobile Datenvolumen stieg um 52 Prozent. Im 

Jahr 2017 wurden 1.388 Mio. GB an Daten über die 

Mobilfunknetze übertragen. Im Vorjahr waren es noch  

913 Mio. GB. Eine Steigerung um 52 Prozent.  

Die Zahlen zeigen, dass die Digitalisierung 

ungebremst voranschreitet. 

Und sie machen ganz deutlich, dass die Netze, die 

diesen wachsenden Datenverkehr bewältigen sollen, 

ausgebaut werden müssen. 

Wir stehen bei der Abdeckung von Festnetz-

Breitbandanschlüssen mit 50 MBit/s und mehr bei ca. 

77%, Stand Mitte 2017. Seitdem ist der Ausbau weiter 

vorangeschritten. 
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Im internationalen Vergleich steht Deutschland nicht 

so schlecht da, wie es oft dargestellt wird. Ein Bericht 

der Europäischen Kommission, der sich allerdings auf 

Anschlüsse mit 30 MBit/s und mehr bezieht, ordnet 

Deutschland bereits 2016 mit 82% klar über dem 

Europäischen Durchschnitt von 75% ein. 

 

Vectoring 

Die Bundesnetzagentur hat im letzten Jahr wichtige 

Weichen gestellt, um den Breitbandausbau zu 

verbessern. 

Im Juli 2017 haben wir die letzten technischen, 

betrieblichen und rechtlichen Details für den Einsatz 

von Vectoring im Nahbereich festgelegt. 

Zusätzlich haben wir die Entgelte für das von der 

Telekom ersatzweise anzubietende lokale virtuell 

entbündelte Zugangsprodukt (VULA) genehmigt. 

Wir haben hier klare Rahmenbedingungen geschaffen, 

um den Ausbau weiter voranzutreiben und den 

Wettbewerb zu sichern. Der Vectoring-Ausbau im 

Außenbereich macht weiterhin gute Fortschritte. Beim 

Vectoring-Ausbau der Nahbereichs-KVz sind heute 
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etwa 2/3 der ca. 9.500 Nahbereichs-KVz der ersten 

Tranche fertig ausgebaut. 

Glasfaser 

Wenn wir nochmal zurückblicken, war die 

Ausgangslage bei der Regulierung von 

Kupferleitungen eine völlig andere.  

Während es vor 20 Jahren darum ging, ein 

existierendes Monopol in den Wettbewerb zu 

überführen, geht es heute um Frage, wie unter 

wettbewerblichen Bedingungen ein Maximum an 

Investitionen in hochleistungsfähige Netze generiert 

werden kann. 

Das zentrale Problem ist hier, dass die Entwicklung 

von Nachfrage und Zahlungsbereitschaft für Gigabit-

Netze immer noch schwer absehbar ist.  

Der Amortisationszeitraum ist für die Unternehmen 

unklar.  

Gleichzeitig unterscheiden sich die Kosten für den 

Ausbau regional stark. 

Die Marktteilnehmer sind sich weitestgehend einig, 

dass eine starre kostenorientierte Regulierung für den 

Aufbau eines Glasfasernetzes nicht geeignet ist.  
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Aber es gibt verschiedene Ansichten dazu, wie 

weitgehend Flexibilisierung der Regulierung ausfallen 

sollte.  

Die Telekom und regionale Glasfaserunternehmen  

setzen auf Kooperation und versprechen Ausbau bei 

vollständiger Regulierungsfreistellung: 

Vodafone und andere pochen auf regulierten Zugang 

zu Vorleistungen der Telekom.  

Ziel der Bundesnetzagentur ist ein 

investitionsfreundlicher Regulierungsrahmen.  

Ein Zurückführen der Regulierung ist möglich, wenn 

Kooperationen offen für Beteiligte sind und diesen 

sowie Dritten diskriminierungsfreien Zugang zu fairen 

kommerziellen Bedingungen gewähren. Dies gilt auch 

für den Ausbau außerhalb von Kooperationen.  

Mit abstraktem Bekenntnis zu Open Access ist es 

allerdings nicht getan – wir brauchen faire Konditionen 

für chancengleichen Wettbewerb.  

Das geplante Joint Venture Telekom - EWE TEL kann 

hier Maßstäbe setzen, wenn es Regelungen trifft, die 

für den Markt akzeptabel sind. 
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5G 

Schnelles, mobiles Internet spielt im Zuge der 

Digitalisierung eine immer zentralere Rolle. Um diese 

Nachfrage bedienen zu können, brauchen wir 

geeignete Frequenzen. 5G ist hier die Zukunft! Ab 

2020 soll der neue Mobilfunkstandard das Zehnfache 

an Leistung wie sein Vorgänger LTE bringen.  

Deshalb müssen wir Bedingungen schaffen, die einen 

zügigen und wettbewerbsintensiven 5G-Netzausbau 

fördern.  

Wir haben letztes Jahr den Auftakt für ein offenes, 

transparentes und diskriminierungsfreies Verfahren 

gemacht! Die neuen Frequenzen sollen möglichst 

noch in diesem Jahr bereitgestellt werden. Dies setzt 

allerdings voraus, dass das Vergabeverfahren nicht 

mit Forderungen aus der Branche und aus der Politik 

überfrachtet wird. 

Verbraucherthemen 

Wir haben im letzten Jahr durchschnittlich über 24.000 

Verbraucheranfragen und -beschwerden pro Monat zu 

Telekommunikationsfragen bearbeitet.  
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Die Anzahl der Anfragen und Beschwerden stieg 

insgesamt auf rund 290.000. Das ist ein neuer 

Höchststand! 

Im Jahr 2017 sind über 190.000 Beschwerden und 

Anfragen zum Missbrauch von Rufnummern sowie zu 

unerlaubten Werbeanrufen eingegangen. 2016 waren 

es noch 125.000.  

Wir haben in diesem Bereich über 700 Rufnummern 

abgeschaltet und zu über 1.800 Rufnummern 

Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote 

erlassen. 

Wegen unerlaubter Telefonwerbung und Rufnummern- 

unterdrückung bei Werbeanrufen hat die 

Bundesnetzagentur Bußgelder in einer Gesamthöhe 

von 1,2 Millionen Euro verhängt. In einem besonders 

schwerwiegenden Fall haben wir den vollen 

Bußgeldrahmen in Höhe von 300.000 € ausgeschöpft 

(Energy2day GmbH; Pressemitteilung vom 

02.08.2017).  

Aktuell reagieren wir auf Router-Hacking. Nach 

unseren Erkenntnissen haben sich die Täter in Router 

gehackt. Anschließend wurden kostenpflichtige 

Telefonverbindungen hergestellt. 
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So wurden innerhalb eines sehr kurzen Zeitraums über 

12.000 Verbindungen zu ausländischen Rufnummern 

generiert. 

Der Schaden bei zwei Verbrauchern, die sich bei uns 

beschwert haben, belief sich insgesamt auf über 

50.000 Euro.  

Wir haben auch hier ein Verbot der Rechnungslegung 

und Inkassierung verhängt. Das bedeutet, dass den 

betroffenen Verbrauchern die Kosten, die für 

Verbindungen zu den Rufnummern entstanden sind, 

nicht mehr in Rechnung gestellt werden dürfen. Bei 

bereits in Rechnung gestellten Kosten greift das 

Inkassierungsverbot. Die Forderungen dürfen nicht 

mehr beigetrieben werden. 

Ergänzt haben wir das durch ein Auszahlungsverbot 

für den betroffenen Netzbetreiber. So wird 

sichergestellt, dass der betroffene Netzbetreiber keine 

Auszahlung der missbräuchlich generierten 

Verbindungsentgelte auch gegenüber ausländischen 

Vertragspartnern vornimmt. 

Im Bereich des Anbieterwechsels sind die 

Beschwerdezahlen erneut  leicht gesunken.  

Für die meisten Verbraucher klappt der Wechsel des 

Telefonanbieters mittlerweile reibungslos. 
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Viel getan haben wir im Bereich der Verbesserung der 

Transparenz von Verträgen und Vertragsinhalten.  

Im Sommer letzten Jahres sind unsere Vorgaben in 

Kraft treten: Wesentliche Inhalte von Festnetz- und 

Mobilfunkverträgen müssen jetzt in einer 

transparenten Übersicht dargestellt werden.   

Die erweiterten Transparenzvorgaben und 

Informationspflichten erleichtern den Verbrauchern die 

Auswahl der Produkte auf dem 

Telekommunikationsmarkt.  

Eine wesentliche Neuerung ist, dass die Anbieter für 

jedes Produkt mit einem Internetzugang ein 

Informationsblatt erstellen müssen. 

Und mit unserer Breitbandmessung bieten wir zudem 

ein Instrument an, mit dem Verbraucher überprüfen 

können, ob das, was ihnen an maximaler Leistung 

zugesagt worden ist, auch geliefert wird. 

Wir haben nun klar definiert, unter welchen 

Voraussetzungen Anbieter die vertraglich vereinbarte 

Leistung nicht erbringen.   

Konkret, wenn: 

1.  nicht an mindestens zwei Messtagen jeweils 

mindestens einmal 90 Prozent der vertraglich 
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vereinbarten maximalen Geschwindigkeit erreicht 

werden, 

2.  die normalerweise zur Verfügung stehende 

Geschwindigkeit nicht in 90 Prozent der Messungen 

erreicht wird oder 

3.  die vertraglich vereinbarte minimale 

Geschwindigkeit an mindestens zwei Messtagen 

jeweils unterschritten wird. 

Uns ist wichtig, dass sich die Anbieter an ihren 

Versprechen messen lassen müssen.  

Wir wollen Verbrauchern – auch im Rahmen einer 

eventuellen gerichtlichen Auseinandersetzung – den 

Nachweis nicht vertragskonformer Leistung gegenüber 

ihrem Anbieter erleichtern. Die Messungen sind 

manuell durchzuführen. Dies ermöglicht ein deutliches 

Mehr an Kontrolle über die Messumgebung und damit 

eine höhere Rechtssicherheit. Bei automatisierten 

Messungen können ungewollte parallele 

Datenverkehre auftreten, z. B. durch paralleles 

Streaming von Filmen, die einen negativen Einfluss 

auf die Messungen haben können. 

Störende Einflüsse der Endkundenmessumgebung 

werden wenn möglich technisch ausgeschlossen, z. B. 

Messungen mittels WLAN am Endgerät, bzw. die 
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Nutzerinnen und Nutzer werden deutlich vor den 

Messungen auf mögliche Fehlerquellen hingewiesen. 

Marktüberwachung und Spionagespielzeug  

In einer Wanderausstellung zur Marktüberwachung 

präsentiert die Bundesnetzagentur seit einem Jahr 

Produkte, die auf dem deutschen und europäischen 

Markt nicht vertrieben werden dürfen und von uns aus 

dem Verkehr gezogen wurden. 

Die gesperrten Geräte –  dazu zählten Funkkopfhörer, 

Drohnen und Funksteckdosen – nutzen zum Beispiel 

unzulässig hohe Sendeleistungen oder in Deutschland 

nicht zulässige Frequenzen.  

Im letzten Jahr sind wir auch verstärkt gegen 

Spielzeug vorgegangen, das heimlich Bild oder Ton 

aufzeichnen kann und funkfähig ist.  

Besonders vernetztes Spielzeug wie die Puppe Cayla, 

der Roboter i-Que und sendefähige ferngesteuerte 

Autos mit integrierter Kamera haben wir vom Markt 

genommen.  

Die Spielzeuge können Daten unbemerkt weiterleiten 

und gefährden die Privatsphäre der Menschen.  

Zum Jahresende haben wir den Verkauf von 

Kinderuhren mit Abhörfunktion verboten. Über eine 



13 
 

   Seite 13 von 25 

App können Eltern solche Kinderuhren nutzen, um 

unbemerkt die Umgebung des Kindes abzuhören.  

Sie sind als unerlaubte Sendeanlage einzustufen und 

verboten.  

Bundesnetzagentur wird auch in Zukunft noch mehr 

interaktives Spielzeug auf den Prüfstand stellen und 

wenn nötig dagegen vorgehen. 

 

 

Energie 

Ich komme zum Energiebereich.  

Netzreserve 

Letzte Woche hat die Bundesnetzagentur ihren Bericht 

zum aktuellen Bedarf an Netzreserveleistung 

veröffentlicht.  

Dieser Bericht hat – leider – schon eine gewisse 

Tradition. Netzreserve müssen die ÜNB vorhalten, weil 

das Netz nicht hinreichend ausgebaut ist und die 

Kraftwerkslandschaft den Netzbetreibern auch keinen 

jederzeitigen Zugriff auf Entlastungsmaßnahmen mehr 

ermöglicht.  
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Für den kommenden Winter 2018/2019 und das Jahr 

2020/2021, das ebenfalls untersucht wurde, liegt der 

Netzreservebedarf jeweils bei 6.600 MW.  

Der Netzreservebedarf reduziert sich im Vergleich zum 

Vorjahr signifikant um 3.800 MW.  

Grund ist insbesondere die Einführung eines 

Engpassmanagementverfahrens zwischen dem 

deutschen und österreichischen Marktgebiet zum 1. 

Oktober 2018, verbunden mit einer verbesserten 

Kooperation mit den Verantwortlichen in Österreich. 

Der Netzreservebedarf kann erstmals seit 2011 ohne 

Zuhilfenahme von Reserve-Kraftwerken im Ausland 

gedeckt werden. Die Reserve kommt aus 

süddeutschen Kraftwerken, deren geplante Stilllegung 

untersagt wurde.  

Von einer langfristigen Entspannung kann trotz dieser 

positiven Entwicklung allerdings keine Rede sein.  

Der weitere Zubau von Erneuerbarer Erzeugung 

überwiegend im Norden aber auch die von der EU 

erzwungene Öffnung der Grenzen beispielsweise für 

Importe aus Dänemark sorgen für zunehmenden Nord-

Süd Transportbedarf, der die vorhandenen Leitungen 

immer stärker belastet.  
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Das unterstreicht die Wichtigkeit und Dringlichkeit der 

Umsetzung des beschlossenen Netzausbaus.  

Netzausbau 

2017 gab es beim Netzausbau erfreuliche Fortschritte 

in den Genehmigungsverfahren.  

Die Bundesfachplanung, das heißt das Verfahren zur 

Festlegung eines Trassenkorridors, konnte in vielen 

Projekten vorangetrieben werden. 

Für die Gleichstromvorhaben SuedLink und 

SuedOstLink haben wir für alle Abschnitte 

Antragskonferenzen durchgeführt und die jeweiligen 

Untersuchungsrahmen festgelegt. 

Auch bei der Gleichstromverbindung zwischen 

Niedersachsen und Baden-Württemberg gibt es 

Fortschritte.  

Während der südliche Teil, Ultranet, in der 

Bundesfachplanung weit vorangeschritten ist, ist nun 

auch der Antrag für den nördlichen Teil, A-Nord, bei 

der Bundesnetzagentur eingegangen. 

Ende März 2018 hat die Bundesnetzagentur auch 

erstmals einen Trassenkorridor für eine Stromleitung 

festgelegt.  
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Die Entscheidung betrifft die ca. 32 km lange Leitung 

von Bertikow nach Pasewalk. 

Dabei zeigt sich gerade bei den großen Projekten: Es 

gibt immer noch Protest, ist aber in vielen Regionen 

doch deutlich ruhiger geworden. 

Hier zeigt die Erdkabel-Novelle ihre Wirkung.  

Um den Netzausbau weiter zu beschleunigen, will das 

Wirtschaftsministerium bei den gesetzlichen Vorgaben 

nochmal genau hinschauen, bei welchen Vorschriften 

nachgebessert werden kann. 

Hier gilt es das richtige Maß zwischen mehrstufigen 

Prüf- und Beteiligungsschritten und „entbehrlichem 

Formalismus“ zu finden. 

Als Genehmigungsbehörde setzen wir weiterhin auf 

einen breiten gesellschaftlichen und politischen 

Rückhalt, um den Netzausbau zügig voranzubringen.  

Szenariorahmen 2019-2030 

Parallel müssen wir weiter in die Zukunft gucken und 

prüfen, welcher zusätzliche Ausbau im Stromnetz 

erforderlich sein wird. 

Die Vorentscheidungen werden im Szenariorahmen 

getroffen, der die Bandbreite wahrscheinlicher 
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energiewirtschaftlicher Entwicklungen abbildet, die 

dann maßgeblich den notwendigen Netzausbaubedarf 

beeinflussen. 

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt hier die Vorgaben 

des Koalitionsvertrags zu berücksichtigen. Dies betrifft 

insbesondere die Erhöhung des Anteils der 

Erneuerbaren Energien auf 65% bis 2030.Zuletzt 

waren wir hier von 47,5 bis 52,5 Prozent 

ausgegangen; diese Zahlen dürften überholt sein.  

Eine Erhöhung des Anteils wird daher voraussichtlich 

zu einem erhöhten Netzausbaubedarf führen auch 

wenn alle Alternativen und Maßnahmen zur 

maximalen Auslastung der bestehenden 

Stromleitungen berücksichtigt werden. 

Kostenprüfung Strom & Gas  

Am 1. Januar 2018 hat für die deutschen 

Gasnetzbetreiber die dritte Regulierungsperiode 

begonnen. Für die deutschen Stromnetzbetreiber 

beginnt die dritte Regulierungsperiode am 1. Januar 

2019. Die Bundesnetzagentur führt Kostenprüfungen 

für insgesamt 376 Netzbetreiber durch. 

Wir prüfen zum Beispiel, ob die vom Netzbetreiber 

geltend gemachten Kosten betriebsnotwendig sind. 

Prüfungsschwerpunkte sind dabei intransparente 
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konzerninterne Dienstleistungsvereinbarungen, die 

Identifizierung von außergewöhnlichen 

Kostensteigerungen sowie die hohen 

Eigenkapitalquoten im Netzbereich.  

Die Höhe der Netzkosten hängt auch von den 

Eigenkapitalzinssätzen ab.  

Das OLG Düsseldorf hat die durch die 

Bundesnetzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssätze 

für die dritte Regulierungsperiode von Strom- und 

Gasnetzen aufgehoben. Gegen diesen Beschluss 

haben wir Rechtsbeschwerde eingelegt, da wir unser 

bewährtes fachliches Vorgehen zur Bestimmung eines 

angemessenen Zinssatzes unverändert für 

sachgerecht halten. Wenn die von den Netzbetreibern 

geforderten Zinssätze Realität würden, hätte dies 

bundesweit eine Mehrbelastung aller Nutzer von 

Strom- und Gasnetzen in Höhe von circa 1,5 Mrd. € 

innerhalb von fünf Jahren zur Folge. 

Nach dem Abschluss der Kostenprüfung erhalten 

große und mittelgroße Netzbetreiber individuelle 

Effizienzwerte, aus denen sich Vorgaben zum 

Kostenabbau ergeben.  

Einen begrüßenswerten Beitrag zur Entgeltsenkung für 

die Nutzer der Stromnetze leistet das NeMoG durch 
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die sukzessive Abschaffung der vermiedenen 

Netzentgelte für Wind- und Solaranlagen. Dieser Effekt 

ist in Höhe von über 1. Mrd. Euro bereits bei den 

Endkunden angekommen. Hier gibt es aber weiteres 

Kostensenkungspotential. 

Nach Auslaufen der Zahlungen für volatile Anlagen im 

Jahr 2020 werden für konventionelle Anlagen weiterhin 

vermiedene Netzentgelte gezahlt.  

Wir sehen hier Handlungsbedarf, denn die Zahlung 

von vermiedenen Netzentgelten für konventionelle 

Anlagen reizt technisch unsinniges Verhalten 

(Kraftwerksanschlüsse an niedrige Netzebenen) an.  

Ladesäulenkarte 

Im April 2017 haben wir eine interaktive 

Übersichtskarte von Ladepunkten für Elektromobile 

veröffentlicht.  

Die Übersichtskarte wird monatlich aktualisiert und 

enthält die Standorte und technischen Eigenschaften 

der Ladepunkte, die verpflichtend bei uns gemeldet 

werden. 

Die Karte enthält insgesamt 9.916 Ladepunkte an 

4.929 öffentlich zugänglichen Ladeeinrichtungen 

(Stand: 05.04.2018).  
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Nach Zahlen des Kraftfahrtbundesamts gab es Ende 

März in Deutschland 62.500 reine Elektromobile sowie 

52.500 Plug-in-Hybride. Daraus ergibt sich, dass 

derzeit auf jeden bei der Bundesnetzagentur 

gemeldeten Ladepunkt etwa 6,5 Elektromobile und bei 

Einbeziehung der Plug-in-Hybride etwa 11,6 E-PKWs 

kommen.  

Groningen  

Aufgrund von Erdbeben in der Gasförderregion 

Groningen – zuletzt am 8. Januar 2018 – besteht in 

den Niederlanden politischer Druck, die heimische 

Gasförderung schneller als geplant zu beenden. Für 

2030 ist der komplette Ausstieg aus der Groningen-

Förderung geplant.  

Das bleibt nicht ohne Folgen für die deutsche 

Gasversorgung. 

In den Niederlanden selbst sind Maßnahmen geplant, 

um die Förderkürzungen abzufedern.  

Auch in Deutschland halten wir die Situation für 

beherrschbar. So sind Maßnahmen geplant wie z.B. 

die vorgezogene Umstellung mehrerer Kraftwerke auf 

Gas aus anderen Quellen und die Errichtung von 

Anlagen zur Anpassung der Gasqualität.  
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Der Prozess der Umstellung der Verbrauchsgeräte in 

Deutschland auf z.B. norwegisches und russisches 

Gas hat bereits begonnen, kann aber nur beschränkt 

beschleunigt werden. 

 

 

 

 

 

Post 

Marktentwicklung 

Der wachsende E-Commerce und die Digitalisierung 

hatten im Jahr 2017 erheblichen Einfluss auf die 

Entwicklungen in den Postmärkten.  

Die Sendungsmengen im Kurier-, Express- und 

Paketmarkt stiegen nach vorläufigen Zahlen um fast 

sieben Prozent. Somit besetzt dieser Marktbereich 

mehr und mehr eine zentrale Rolle.  

Im Briefmarkt blieben die Gesamtbriefmengen in 

Deutschland weitgehend stabil. Drastische 

Markteinbrüche, wie sie in europäischen 
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Nachbarstaaten seit Jahren zu beobachten sind, 

blieben dem deutschen Briefmarkt bisher erspart. 

Im Jahr 2016 wurden 15,7 Milliarden Briefe versendet. 

Für das Jahr 2017 erwarten wir eine konstante 

Fortschreibung dieser Zahl. Während die Deutsche 

Post AG einen fast gleichgroßen Rückgang der 

Briefmengen wie in den Vorjahren erwartet, gehen die 

Wettbewerber von wachsenden Briefmengen aus. 

Die Bundesnetzagentur entwickelte ihre 

Marktbeobachtung konsequent weiter. So befragen wir 

in diesem Jahr erstmals auch alle ca. 17.000 tätigen 

Kurier- und Expressdienstleister nach ihren 

Sendungsmengen und Umsätzen, um uns hier einen 

detaillierten Einblick zu verschaffen. 

Verbraucherthemen 

Seit Jahren nehmen die Verbraucherbeschwerden zu. 

Im Jahr 2017 gab es mit rund 6.100 Beschwerden 

einen erheblichen Anstieg. Das waren über 2.000 

Anfragen mehr als im Vorjahr. Davon betrafen rund 54 

Prozent die Briefbeförderung und Briefzustellung.  

Berlin war im letzten Jahr mit Blick auf eine 

reibungslose Postzustellung das Sorgenkind. Von 

einer mangelhaften Zustellung waren über einen 
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längeren Zeitraum – teilweise bis zu zwei Wochen – 

rund 14.500 Haushalte betroffen. 

Derzeit gibt es in Berlin aber keine Hinweise auf 

Probleme, die vergleichbar mit denen aus dem letzten 

Jahr wären. 

Mit Blick auf den aktuellen Bedarf an 

Postdienstleistungen ließ die Bundesnetzagentur dazu 

im letzten Jahr eine Verbraucherbefragung 

durchführen. Über 80 Prozent der Befragten sind mit 

der Verfügbarkeit von Postdienstleistungen und deren 

Qualität zufrieden.  

Rund zwei Drittel der Privatpersonen und sogar bis zu 

87 Prozent der jüngeren Generation wären bereit, 

Briefe teilweise durch elektronische Nachrichten zu 

ersetzen. Auf eine Haustürzustellung ihrer 

Paketsendungen möchte die überwiegende Mehrheit 

der Befragten allerdings nicht verzichten. 

Den Befragten ist eine kurze Laufzeit ihrer 

Briefsendungen am wichtigsten. Laufzeiten länger als 

zwei Werktage führen zu deutlichen Einschnitten bei 

der Zufriedenheit. 

Stark gestiegen sind im letzten Jahr auch die 

Schlichtungsbegehren. Es gingen 1.001 

Schlichtungsanträge bei der Schlichtungsstelle Post 
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ein. Leider schließen die Postdienstleister in ihren 

AGB die Schlichtung durch die Bundesnetzagentur 

aus. Auch die Deutsche Post AG verweigert sich 

diesem Weg. 

Erfreulich ist, dass es im letzten Jahr in über 99 

Prozent der Fälle, in denen beide Parteien zu einem 

Schlichtungsverfahren bereit waren, zu einer 

erfolgreichen Einigung kam. 

 

 

Eisenbahn 

Der Wettbewerb im Eisenbahnbereich entwickelt sich 

langsam.  

Am besten sieht das Bild im Schienengüterverkehr 

aus: 2012 wurden hier noch etwa 70 Prozent der 

Verkehrsleistung durch die Unternehmen der 

bundeseigenen Verkehrsunternehmen erbracht. Ihr 

Anteil ist im Jahr 2016 auf rund 54 Prozent gefallen. 

Im Schienenpersonennahverkehr wurden im Jahr 2012 

noch etwa 82 Prozent der Verkehrsleistung durch die 

Unternehmen der Deutsche Bahn AG erbracht. 2016 

waren es rund 74 Prozent. 
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Im Schienenpersonenfernverkehr stieg die 

Verkehrsleistung in den Jahren 2015 bis 2016 von 37 

Mrd. auf 40 Mrd. Personenkilometer und damit deutlich 

stärker als in den Vorjahren an. Die Verkehrsleistung 

wurde mit mehr als 99 Prozent Marktanteil allerdings 

erneut fast ausschließlich durch die Unternehmen der 

Deutschen Bahn AG erbracht. 

Wir haben im vergangenen Jahr weiter zur 

Verbesserung des Wettbewerbs auf der Schiene 

beigetragen. Insbesondere haben wir das 2016 in Kraft 

getretene Eisenbahnregulierungsgesetz in zahlreichen 

Beschlusskammerverfahren mit Leben gefüllt. 

So haben wir zum Beispiel 65 Verfahren zur 

Neufassung oder Änderung von 

Nutzungsbedingungen für Serviceeinrichtungen 

eröffnet.  

Zudem wurden die Entgelte für die Nutzung der 

Schienenwege der DB Netz AG für die 

Fahrplanperiode 2018/2019 genehmigt. 
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